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Es ist so, als würden
die Gänse mehrheitlich
für Weihnachten 
stimmen

Wenn wir uns in die
Depression konsolidie-
ren, werden unange-
nehme Dinge passieren

Einfach. Deutsch. Naiv.
Es ist leicht, in der Schuldenkrise fundamentale Positionen zu formulieren. Aber sie werden

von der Dynamik der Ereignisse hinweggefegt und verschlimmern nur die Instabilität

Wolfgang MünchauWolfgang Münchau

Es hat ganz den Anschein, als würde
man im Eigeninteresse handeln. In
Berlin ist in den letzten Tagen so eine
Art Schlussstrichstimmung entstan-
den: Weiter als bisher werden wir in
unseren Rettungsbemühungen nicht
gehen. Mit uns nicht. Ein Austritt
Griechenlands wird in der Regierung
nicht mehr kategorisch ausgeschlos-
sen, so wird kolportiert. Gleichzeitig
haben Angela Merkel und Wolfgang
Schäuble den Eurobond mit einer der-
artigen Vehemenz abgelehnt, dass sie
von dieser Position kaum noch ab-
rücken können, ohne an Glaubwür-
digkeit zu verlieren. 

Aber von wegen Schlussstrich.
Jedes Mal, wenn unsere Politiker eine
Linie in den Sand ziehen, brechen die
Märkte ein. So auch diese Woche.
Zwischen diesen beiden Ereignissen
besteht ein Zusammenhang, der uns
wichtige Aufschlüsse über die Krisen-
politik gibt. Der Zusammenhang be-
steht darin, dass die Märkte gerade
dabei sind, ihr Vertrauen in die euro-
päische und amerikanische Krisen-
politik zu verlieren. 

Wie so oft sind die Anlässe einer
Marktpanik oft nur fadenscheinig.
Die Verluste der CDU in Mecklen-
burg-Vorpommern haben in Deutsch-
land niemanden schockiert. Im Aus-
land jedoch wurde die Landtagswahl
als Zeichen dafür gewertet, dass An-
gela Merkel keinen Rückhalt mehr in
der Bevölkerung hat. Der Abzug der
Troika nach gescheiterten Verhand-
lungen in Athen kam dazu und ver-
schlimmerte den allgemeinen Ein-
druck. Plötzlich besteht wieder ein-
mal Zweifel an der Zukunft des Euro.

Welche Aufschlüsse ergeben sich
daraus für die Krisenpolitik? Die

wichtigste Lehre daraus ist, dass Kri-
sen dynamisch sind und dass man das
in seinen Empfehlungen nicht unter-
schlagen darf. Es ist leicht, funda-
mentale Positionen zu formulieren,
beispielsweise: Griechen raus! Oder:
Zurück zur D-Mark! Oder: Her mit
einem nordeuropäischen Euro! All
diese Positionen funktionieren blen-
dend ceteris paribus – in einem sta-
tischen Umfeld.

Stellen Sie sich jetzt einmal die
Dynamik vor, die entstünde, wenn
man Griechenland zum Austritt
zwänge, ohne dass man den Rest des
Euro-Raums mit einem Eurobond
stützt. Das ist schließlich die sich ab-
zeichnende Position in Berlin. Die
Krise würde sich in Minuten auf Ir-
land, Portugal, Spanien, Italien und
Belgien ausweiten. Der Euro-Raum
würde innerhalb weniger Tage zer-
schellen.

Die Euro-Kritiker hätten dann ih-
ren kleinen Euro, aber sie verschwei-
gen das finanzielle und wirtschaftliche
Chaos, das daraus folgen würde.
Deutschlands Großbanken wären plei-
te, wenn Italien seine Schulden nicht
mehr in Euro, sondern in der Neuen
Lira begleichen würde. Der kleine
Euro würde hochschnellen, nicht nur
gegenüber dem verbleibenden Süd-
Euro, sondern insbesondere gegen-

über dem Dollar. Deutschlands Ex-
porte würden einbrechen, ebenso die
Kreditvergabe, und die Wirtschaft
würde in eine tiefe und lange Depres-
sion geraten. Zum Zeitpunkt der Bun-
destagswahl hätten wir wieder fünf
Millionen Arbeitslose mit steigender
Tendenz. Und das Haushaltsdefizit

würde auch noch steigen, denn die
Steuereinnahmen würden einbrechen.

Auch Wolfgang Schäubles eingän-
giges Rezept, dass man zur Bewälti-
gung einer Schuldenkrise die Schul-
den unabhängig konjunktureller Ent-
wicklungen abbauen muss, ist eine
Konsequenz des statischen Ceteris-
paribus-Denkens. Eine wichtige Leh-
re aus der Wirtschaftsgeschichte ist
schließlich, dass eine Konsolidierung
in Abschwungphasen kontraproduk-
tiv ist. Wir sehen das in Portugal, in
Griechenland und in Irland. In kei-
nem einzigen dieser Länder funktio-
niert diese Politik. Lediglich Lettland
hat es geschafft – mit enormen Kos-
ten. Und selbst da hatten die offi-
ziellen Prognosen die Auswirkungen
der Konsolidierungspolitik auf das
Wirtschaftswachstum massiv unter-
schätzt. 

Die Fiskalpolitik wird daher res-
triktiv bleiben. Wenn wir uns frohen
Mutes in die Depression hineinkon-
solidieren, wird eine Reihe von un-
angenehmen Dingen passieren. Der
DAX ist mittlerweile schon eingebro-
chen. Sollte neben Griechenland auch
noch Italien aus dem Euro gezwun-
gen werden, dann könnte der Index
binnen kurzer Zeit nochmals ein Drit-
tel seines Wertes verlieren und sehr
lange auf diesem Niveau dümpeln. Je-
der, der jetzt radikal vereinfachende
Vorschläge macht, sollte das Markt-
umfeld unbedingt mit einbeziehen. 

Auch die Geldpolitik verlangt ein
Gegensteuern, und auch das wird
nicht so schnell passieren. Eine Poli-
tik des Gegensteuerns leitet sich im
Übrigen nicht allein aus einer keyne-
sianischen Denkweise ab, sondern
vor allem auch aus der monetaris-
tischen. Die Geldaggregate wachsen
unter den Referenzwerten, und die
Kreditvergabe verlangsamt sich. Ech-
te Monetaristen hätten im Jahre 2009
genau aus diesem Grunde die Zinsen
weiter gesenkt, als es die Europäische
Zentralbank tat. Echte Monetaristen
sind keine emotionalen Hardliner, die

zwischen zwei Zinssätzen immer den
höheren wählen. Sie würden auch
jetzt die Zinsen senken. 

Die hohe Dynamik der Krisenpoli-
tik verlangt besonderes Augenmaß in
allen wirtschaftspolitischen Schalt-
stellen des Euro-Raums. Es ist immer
einfach zu sagen, was man nicht
will – keine EFSF, keinen Eurobond,
kein dies, kein das. Das eigentliche
Problem mit den Tabus ist deren
Asymmetrie. Die Frage ist doch nicht,

ob man Eurobonds gut findet oder
nicht, sondern ob man Eurobonds ak-
zeptiert, um einer möglichen wirt-
schaftsschädigenden Dynamik ent-
gegenzutreten. 

Ich hätte gedacht, dass man gera-
de in Deutschland ein Interesse hätte,
einen Abschwung zu vermeiden und
die Krise schnell zu überwinden. Wir
wissen schließlich alle, dass gerade
die unterkapitalisierten deutschen
Banken über keine weiteren Krisen-
reserven verfügen. Viele dieser Insti-
tutionen wären am Ende. Vielleicht
bin ich naiv, aber ich kann mir einfach
nicht vorstellen, dass eine Mehrheit
im Bundestag eine derartige Instabi-
lität in Kauf nehmen will. Oder viel-
leicht doch? 

Die Briten haben einen schönen
Ausdruck, wenn Menschen gegen ihr
eigenes Interesse verstoßen. Frei
übersetzt: „Es ist so, als würden die
Gänse mehrheitlich für Weihnachten
stimmen.“
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Angst vor der Großmacht
im Fernen Osten
Immer skeptischer richten die USA ihren Blick auf Chinas

ausgreifende Sicherheitspolitik. Wenn die Amerikaner ihr

Militär verschieben, hat das auch für Europa Folgen 

Martin Wagener
.................................................................................................................

Washington blickt mit immer grö-
ßerer Sorge auf die Ausrichtung der
chinesischen Sicherheitspolitik. Pe-
king versuche, den USA langfristig
den militärischen Zugang zum
westlichen Pazifik zu verwehren,
schreibt das Pentagon in seinem
Jahresbericht über Chinas militäri-
sche Macht. China baut seine
U-Boot-Flotte aus, und es gilt als
sicher, dass es Flugzeugträger in
Dienst stellen will. Die chinesische
Regierung räumte zudem ein, dass
sie eine Rakete entwickelt, die be-
wegliche Seeziele attackieren kann.

Nicht nur die wachsende militä-
rische Macht der Volksbefreiungs-
armee sorgt in Ostasien für Unruhe.
Peking verfolgt seit einiger Zeit
wieder offensiver territoriale An-
sprüche. Mit Japan wurde eine wei-
tere Runde im Ringen um eine um-
strittene Inselgruppe eröffnet, die
Auseinandersetzungen mit Vietnam
und den Philippinen um einzelne
Inseln haben zugenommen. 

Mit den USA streitet China darü-
ber, ob in den maritimen Wirt-
schaftszonen des Landes amerikani-
sche Manöver und Aufklärungsmis-
sionen durchgeführt werden dürfen.
Das Eskalationspotenzial ist offen-
sichtlich: Ende Juni sollen laut Pen-
tagon zwei chinesische Kampfjets
ein US-Aufklärungsflugzeug über
der Taiwanstraße bedrängt haben. 

Der sicherheitspolitische Dis-
kurs in Ostasien ist geradezu umge-
polt worden. Stimmen der Bewun-
derung über die chinesische Char-
meoffensive werden leiser – und die
Rufe nach stärkerer militärischer
Präsenz der USA lauter. Die Folge
ist eine Umwälzung, die auch
Europa betreffen wird. Die strategi-
sche Aufmerksamkeit der USA wird
sich vom Atlantik in den Pazifik ver-
schieben. Der 3. Flotte an der ameri-
kanischen Westküste sind heute 39
von 71 U-Booten zugeordnet, darun-
ter allein 8 von 14 strategischen
U-Booten der Ohio-Klasse. Peking,
nicht länger Moskau oder al-Kaida,
bereitet den USA unruhige Nächte. 

Wenn Washington militärische
Ressourcen Richtung Fernost ver-
schiebt, wird Europa an seiner geo-
politischen Peripherie mehr Verant-
wortung übernehmen müssen. Doch
wir sind auf die Konsequenzen die-
ser Verschiebungen kaum vorberei-
tet. Europa muss den Aufstieg Chi-
nas und seine Folgen strategisch
analysieren. Es reicht nicht mehr

aus, mit ihm nur ökonomische
Chancen und menschenrechtliche
Probleme zu verbinden.

Wächst eine Ökonomie, nimmt
ihr Bedarf an Rohstoffen und Ener-
gie zu. Verknappen sich diese, kann
es zu zwischenstaatlicher Konkur-
renz kommen. Darauf werden
Streitkräfte langfristig vorbereitet.
Zahlreiche Beispiele zeigen: Gegen-
seitige wirtschaftliche Abhängig-
keit ist keine Garantie für Frieden in
Ostasien. Das Projekt einer „Pazifi-
schen Gemeinschaft“ ist daher nicht
mehr als eine hehre Illusion.

Südkorea diskutiert, ob man US-
Kriegsschiffen erlauben sollte, eine
im Bau befindliche Marinebasis auf
der südlichen Insel Jeju anzulaufen
– und das nicht zur Abschreckung
Nordkoreas. Australien hat Amerika
zugesagt, dass es den Kontinent
stärker militärisch nutzen könne. In
Singapur sollen US-Schiffe statio-
niert werden, die für die Kriegfüh-
rung in den Randmeeren besonders
geeignet sind. 

Vietnam wiederum hat den USA
die Rückkehr nach Cam Ranh Bay
ermöglicht. Im August war erstmals
seit fast 40 Jahren ein US-Kriegs-
schiff in dem strategisch wichtigen
Tiefseehafen für Reparaturen vor
Anker gegangen. Und um Japan zu
beruhigen, hat die US-Regierung im
Herbst 2010 darauf hingewiesen,
dass der amerikanisch-japanische
Sicherheitsvertrag von 1960 auch
für die Inseln gelte, die China bean-
sprucht. Die Warnung an Peking
war nicht zu überhören.

Die USA bauen ihre seegestützte
Raketenabwehr aus, wollen bald
überall auf der Welt binnen einer
Stunde mit konventionellen Waffen
angreifen können und mit einem
neuen Konzept die US-Streitkräfte
dauerhaft zur Durchsetzung des mi-
litärischen Zugangs im westlichen
Pazifik befähigen. Erklärter poten-
zieller Gegner: China.

Nichts hat in den vergangenen
Jahren so sehr dazu beigetragen, die
militärische Präsenz der USA und
damit die Pax Americana im Fernen
Osten zu stärken, wie die Ambitio-
nen Chinas. Durch das Verhalten Pe-
kings wollen immer mehr Entschei-
dungsträger in Washington vorbe-
reitet sein, falls der bislang friedli-
che Aufstieg Chinas eines Tages in
Aggression umschlagen sollte. 
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Zu dem Artikel „Steh auf, wenn du
ein Liberaler bist“
FTD.DE VOM 5. SEPTEMBER

Flach auf den Boden legen
Steh auf, wenn du ein Liberaler bist –
mit solchen Sprüchen wird die FDP
ihre Probleme kaum lösen. Würde
man den Spruch ernst nehmen,
müssten gerade die Lindners, Wes-
terwelles, Röslers und die anderen
Nachwuchsselbstdarsteller sich
flach auf den Boden legen. Wer für
Wirtschaftsinteressen den Abbau
von Bürgerrechten nicht nur akzep-
tiert, sondern geradezu fordert, ist
nicht liberal. Die letzten aktiven Po-

litiker, denen ich die Bezeichnung li-
beral im Ansatz zuerkennen würde,
sind Frau Schnarrenberger und Herr
Brüderle. Dietmar Brach, Wiesbaden

Die abgedruckten Leserbriefe geben
ausschließlich die Meinung der Ein-
sender wieder. Zuschriften ohne
vollständige Angabe des Absenders
werden nicht veröffentlicht. Wir
behalten uns das Recht auf Kürzun-
gen vor. Bitte nutzen Sie folgende
Adressen: leserbriefe@ftd.de; 
per Fax: 040/37038434 oder per
Post: Brieffach 02, 20444 Hamburg, 
Kennwort: Leserbriefe 
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„In die Gerechtigkeit des Steuersystems vertrauen zu können
wäre eminent wichtig“
KNUT BERGMANN ist Fellow des Thinktanks Stiftung Neue Verantwortung

Für eine neue Vermögenskultur
Die Distanz zwischen Reich und Arm wächst. Der Ruf nach höheren Steuern für Wohlhabende

greift jedoch zu kurz. Unser Land braucht ein stärkeres Eintreten für das Gemeinwohl

Knut Bergmann
...................................................................................................................................................................

„Hört endlich auf, die Superreichen zu verhät-
scheln“, fordert US-Investorenlegende Warren Buf-
fett, einer der reichsten Menschen der Welt. „Be-
steuert uns!“, verlangt eine Initiative von franzö-
sischen Managern, und auch hierzulande können
sich einige prominente Großverdiener vorstellen,
mehr Steuern zu zahlen. Offenkundig hegen selbst
wohlhabende Menschen Zweifel an einer gerech-
ten Verteilung der Lasten, die den Staatshaushalten
in jüngster Zeit vor allem infolge der Finanzkrise
aufgebürdet wurden.

Dass es nicht gerecht ist, die Gewinne vor allem
von Banken zu privatisieren, Verluste hingegen zu
sozialisieren, kritisiert mittlerweile sogar das kon-
servative Feuilleton. Hinzu kommt die wachsende
Distanz zwischen Reich und Arm: Während die
Realeinkommen seit Mitte der 90er-Jahre stagnier-
ten, konnten an der Spitze der Einkommenspyra-
mide deutliche Zuwächse erzielt werden. 

Die daraus resultierende Wahrnehmung man-
gelnder sozialer Gerechtigkeit gefährdet das Fun-
dament unserer Demokratie, weil die Wirtschafts-
und Sozialordnung zunehmend auf Ablehnung
stößt. Dazu trägt auch bei, dass die Debatte fast
ausschließlich fiskalisch geführt wird. Die Frage,
wie sich Menschen sonst in unser Gemeinwesen
einbringen können, bleibt außen vor. So fühlen sich
immer weniger Menschen verantwortlich für das
Gelingen der „öffentlichen Sache“, der Republik.
Die Einsicht, dass es Vermögen jenseits von Mate-
riellem gibt, könnte Abhilfe leisten. 

Unser Land profitierte, wenn nicht allein mone-
täre Umsteuerung als Heilmittel sozialen Friedens
betrachtet würde, sondern sich jeder Mensch ver-
pflichtet fühlte, am Gemeinwesen mitzutun – mit
bürgerschaftlichem oder mäzenatischem Engage-
ment. Jeder kann etwas tun; Vermögen ist nicht nur
Geld, sondern genauso Zeit, Ideen, Engagement.
Und andere daran teilhaben zu lassen liegt im
wohlverstandenen Eigeninteresse eines jeden.
Nicht nur, weil geben glücklich macht, wie die
Verhaltensökonomie nachgewiesen hat. Vielmehr
existieren auch ökonomische Gründe: Wenn etwa
diejenigen, die morgen als Hochqualifizierte drin-

gend benötigt werden, heute in prekären Verhält-
nissen aufwachsen und als Bildungsverlierer aus
dem System gedrängt werden, hat das eines Tages
negative Folgen für das große Ganze. Kümmern wir
uns also – als Bürgerstifter, in der Nachbarschafts-
hilfe oder als Bildungspate. 

Es ist eben nicht nur Geld, um das es geht. Aller-
dings sind viele Menschen finanziell wohlhabend,
ohne dass sie sich reich fühlten. Wer weiß schon,
dass man mit einem Einkommen von „nur“ 126 000
Euro zum einkommensstärksten Prozent der steu-
erzahlenden Bevölkerung gehört? Zu den Top Ten
zählt man schon mit knapp 67 000 Euro. Bezieht
man Pensionsanwartschaft und Beihilfeberech-
tigung ein, sind selbst vermeintlich einfache Ober-
studienräte Gutverdiener. Reich sind nicht immer
nur die anderen. 

Zweifelsohne muss jeder gemäß seiner Leis-
tungsfähigkeit besteuert werden. Über das Wie

gibt es jedoch beständigen Streit in Wissenschaft
und Politik. So wie die einen auf Reichen- oder Ver-
mögenssteuern setzen, warnen die anderen, dass
Kapital flüchtig ist. Außerdem zahlten die Reichs-
ten schon die meisten Steuern. 

Verlässliche Aussagen, welche reale Steuerlast
die „oberen Zehntausend“ schultern, gibt es jedoch
kaum. Der Berliner Finanzprofessor Giacomo Cor-
neo taxiert sie auf lediglich „etwas mehr als 30 Pro-
zent“– was von dem unter Rot-Grün gesenkten
Spitzensteuersatz weit entfernt ist. Unter anderem
die vielen Ausnahmen im Steuerrecht seien dafür
verantwortlich. Andere Experten meinen hinge-
gen, dass die meisten Steuerschlupflöcher mittler-
weile geschlossen seien.

Kaum jemand findet sich im Steuerdschungel
zurecht, was neben schlechter Laune beim Ausfül-
len der eigenen Steuererklärung den gravierenden
Nachteil hat, dass die fehlende Transparenz zu
Misstrauen führt – getreu dem Motto: Der Nachbar

kann sich sein dickes Auto doch nur dank anrüchi-
ger Abschreibungstricks leisten. Was am eigenen
Gartenzaun noch zu verschmerzen ist, trägt in der
Breite jedoch zur emotionalen Distanz zwischen
„unten“ und „oben“ bei. Und der Eindruck einer ab-
gehobenen Klasse, deren Angehörige sich kaum da-
rum kümmern, wie es der breiten Masse geht, ent-
hält mehr sozialen Sprengstoff als die tatsächliche
Vermögensverteilung. 

Damit sich das ändert, kann auch die Politik ei-
niges tun. Zunächst muss der Staat Steuern, Abga-
ben und Zölle konsequent erheben. Laut dem Bun-
desministerium der Finanzen beträgt das maxi-
male Volumen der Schattenwirtschaft beinahe
350 Mrd. Euro pro Jahr. Weiterhin könnte eine an-
dere Justierung der Steuersätze auf Einkünfte, Ver-
brauch und Konsum helfen. Zu diskutieren ist vor
allem die unterschiedliche Behandlung von Ein-
kommen aus Arbeit und Kapital, die mitverantwort-

lich dafür ist, dass der soziale Graben tiefer wird.
Zudem gilt es, die Ungleichheiten im Steuervollzug
der einzelnen Bundesländer zu beseitigen. Zu guter
Letzt tut mehr Transparenz not, denn nur sie lässt
uns vertrauen. 

Dass Vertrauen ein „Mechanismus zur Reduk-
tion sozialer Komplexität“ (Niklas Luhmann) ist,
gilt auch hinsichtlich des Steuersystems. In dessen
Gerechtigkeit vertrauen zu können wäre eminent
wichtig – nicht zuletzt, um freiwilliges Engage-
ment wertzuschätzen. Warum sollte diese Kür,
etwa das Errichten einer Stiftung, belobigt werden,
wenn Zweifel daran bestehen, dass die Pflicht, das
Zahlen von Steuern, erfüllt ist? Warren Buffett ist
hier, wieder einmal, schon weiter. Er hat zugesagt,
fast sein gesamtes Geld zu spenden. Sein Vermögen
geht weit darüber hinaus, weil er mit seiner Gabe
Vorbild ist. 
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